
TOP 1: Begrüßung und Feststellung
der Tagesordnung

Frau Prof. Lehr eröffnet als Präsidentin
der DGGG e. V. die Mitgliederver-
sammlung und begrüßt die Anwesen-
den. Auf die Frage nach Wünschen zur
Ergänzung der TO ergeben sich keine
weiteren Anträge, die Mitgliederver-
sammlung ist beschlußfähig. Die TO
enthält somit die folgenden Punkte.

TOP 2: Protokoll der Mitgliederver-
sammlung vom 9. 10. 1998

Das Protokoll wurde in der Zeitschrift
für Gerontologie und Geriatrie (Heft 6,
1997) veröffentlicht. Frau Prof. Lehr
fragt nach Einwendungen und Ergän-
zungen. Dies ist nicht der Fall und das
Protokoll wird angenommen.

TOP 3: Bericht der Präsidentin

Die Aktivitäten dieses Jahres konzen-
trierten sich auf die Vorbereitungen der
Kongresse in Heidelberg und des Eu-
ropäischen Kongresses 1999 in Berlin.

Frau Lehr hat die DGGG auf dem Ge-
riatrie-Kongreß in Bad Hofgastein und
beim Jahreskongreß der spanischen Ge-
sellschaft für Geriatrie und Gerontolo-
gie vertreten, die ihre 50. Jahrestagung
veranstaltete. Die DGGG wurde weiter-
hin durch Herrn Schütz beim 4. Eu-
ropäischen Kongreß der Clinical Sec-
tion in Helsinki und beim Treffen der
Europäischen Präsidenten in Parma an-
läßlich eines Symposiums zum Thema
„Education in Gerontology“ vertreten.
Außerdem war die DGGG im Nationa-
len Komitee zur Vorbereitung des Inter-
nationalen Jahres der Senioren beteiligt
und hat an der Broschüre hierfür in meh-
reren Kapiteln mitgearbeitet. Weiterhin
sind Mitglieder der Gesellschaft in der
Enquete-Kommission „Demografischer
Wandel“ des Deutschen Bundestages
beteiligt (Frau Lehr, Frau Michels, Her-
ren Naegele und Wilbers) und haben an
der Erarbeitung des 3. Altenberichtes
mitgewirkt (Herren Kruse und Wahl).
Erwähnt werden soll auch der unter Vor-
sitz von Herrn Meier-Baumgartner un-
ter Einbeziehung weiterer Mitglieder er-
arbeitete Bericht zum Thema „Gesund-
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Neues Präsidium und neuer Vorstand der DGGG
Am 22. September 1998 wurde ein neues Präsidium und ein neuer Vorstand der
DGGG gewählt. Die Adressen der Vorstandsmitglieder können diesem Heft ent-
nommen werden.

Als neugewählter Präsident gilt mein herzlichster Dank allen ausscheidenden
Vorstandsmitgliedern für die für unsere Gesellschaft geleistete Arbeit. Besondere
Erwähnung sollen dabei die Herren Dr. Bruder und Dr. Tews finden, welche 12
Jahre lang dem Vorstand angehörten und unermüdlich ihre Kraft und ihr fachliches
Wissen ehrenamtlich in den Dienst unserer Gesellschaft stellten. Ihnen gilt unsere
besondere Anerkennung.

Univ.-Prof. Dr. Wolf D. Oswald

Protokoll der ordentlichen Mitgliederversammlung der
Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie am
22. 9. 1998 in Heidelberg

Zeit: 18.00–19.30 Uhr
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heit im Alter“, der vom 101. Deutschen
Ärztetag verabschiedet wurde. Weniger
erfolgreich waren die Bemühungen zur
Erhaltung des Max-Bürger-Preises, der
bisher von der Fa. Thomae finanziert
wurde und die mit Böhringer/Ingelheim
fusionierte. Der Max-Bürger-Preis
konnte somit in diesem Jahr nicht mehr
vergeben werden. Es wäre erfreulich,
wenn dem neuen Vorstand die Wieder-
einrichtung des Preises in Zukunft ge-
lingen könnte.

TOP 4: Bericht der Geschäfts-
führung

Herr Dr. Tews gibt einen ausführlichen
Bericht über die Jahrestagungen der
Fachbereiche 1997 in München, den
Jahresabschluß 1997 und über die Ar-
beit der Geschäftsführung von 1992 bis
1998, da er die Geschäftsführung nun
abgibt. Weiterhin gibt Herr Dr. Braun
zusätzliche Erläuterungen zur gemein-
samen Jahrestagung der Fachbereiche in
München. Der Bericht der Geschäfts-
führung wird dem Protokoll beigefügt.

TOP 5: Berichte aus den Fachberei-
chen

Herr Dr. Martin berichtet über die Arbeit
des Fachbereiches I, die Teilnahme von
Mitgliedern an einer Konferenz in Ita-
lien und an einem Kongreß in Dänemark.
Wiedergewählt wurden Herr Dr. Martin
als Vorsitzender und Herr Dr. v. Zglinicki
als stellvertretender Vorsitzender. Herr
Prof. Schachtschabel wird zur Wieder-
wahl ins Präsidium vorgeschlagen.

Herr Prof. Meier-Baumgartner be-
richtet für den Fachbereich 2 über ein
Geriatrie-Symposium in Wiesbaden,
den schon erwähnten Bericht zum
Thema „Gesundheit im Alter“ und eine
Tagung zum Thema „Rehabilitation im
Alter“. Herr Dr. Pientka hat die Aufgabe
der Vertretung der Gesellschaft und des
Fachbereiches bei der Arbeitsgemein-
schaft der Wissenschaftlichen Medizini-
schen Fachgesellschaften (AWMF)
übernommen. Die Arbeit der sich mit
Assessment-Fragen befassenden Ar-

beitsgruppe soll fortgesetzt werden. Als
erfreulich wird die Beteiligung der Mit-
glieder des Fachbereiches am Kongreß
in Heidelberg bezeichnet, die höher war
als in München. 40 Vorträge wurden ge-
meldet. Herr Prof. Nehen wurde zum
Vorsitzenden des Fachbereiches, Herr
Dr. Gogol zum stellvertretenden Vorsit-
zenden gewählt. Herr Prof. Meier-
Baumgartner wird zur Wahl ins Präsi-
dium vorgeschlagen.

Herr Prof. Wahl berichtet über die
Arbeit im Fachbereich 3 und die sich
mit den Studiengängen zum Diplom-
Gerontologen befassende Arbeits-
gruppe, die einen Zwischenbericht vor-
gelegt hat. Weiterführendes Ziel ist eine
gemeinsame Rahmenprüfungsordnung,
eine beschlußfähige Vorlage soll im
nächsten Jahr erstellt werden und auch
die Bereiche Geriatrie und Geronto-
psychiatrie enthalten. Der Fachbereich
will angesichts seiner Beteiligung beim
Europäischen Kongreß auf eine eigene
Jahrestagung verzichten oder diese evtl.
gemeinsam mit dem Fachbereich 4
durchführen. Herr Prof. Wahl wurde
zum Fachbereichsvorsitzenden wieder-
gewählt, Frau Prof. Fooken zur stellver-
tretenden Vorsitzenden. Herr Dr. Tesch-
Römer wird vom Fachbereich zur Wahl
ins Präsidium als geschäftsführender
Vizepräsident vorgeschlagen.

Herr Dr. Schmidt berichtet über die
vom Fachbereich 4 durchgeführten Ta-
gungen und Veröffentlichungen u. a. zu
den Themen „Selbsthilfe und Engage-
ment“, „Soziale Arbeit mit alten Men-
schen“ (Kassel), das Pflegesymposium,
das im Dezember in Freiburg, ein Sozi-
alrechtsforum, das im Februar in Baden-
Baden stattfinden soll. Der Fachbereich
will auf eine eigenständige Fachbe-
reichstagung im nächsten Jahr trotz des
Europäischen Kongresses nicht verzich-
ten, eine Veranstaltung ist im September
nächsten jahres möglicherweise ge-
meinsam mit dem Fachbereich 3 vorge-
sehen. Herr Dr. Schmidt wurde zum
Vorsitzenden des Fachbereiches wieder-
gewählt, als Stellvertreter Frau Dr. Ent-
zian und Herr Giercke, nachdem Frau
Dr. Kohnert nicht mehr kandidierte.

Herr Prof. Klie wurde zur Wahl ins Prä-
sidium vorgeschlagen.

TOP 6: Berichte zur Aus- und
Weiterbildung

Berichtet wird über die Arbeit der As-
sessment-Kommission des Fachberei-
ches 2 und über die Arbeit der Arbeits-
gruppe „Diplom-Studiengänge“ des
Fachbereiches 3. Beide Arbeitsgruppen
werden ihre Arbeit fortsetzen.

TOP 7: Entlastung des Vorstandes

Aus der Mitgliederversammlung wird
die Entlastung des Vorstandes vorge-
schlagen. Die Mitgliederversammlung
stimmt der Entlastung des Vorstandes
zu. Frau Prof. Lehr dankt Herrn Dr. Bru-
der und Herrn Dr. Tews für die in ihrer
insgesamt 12jährigen Amtszeit gelei-
stete Arbeit.

TOP 8: Wahl des neuen Präsidiums

Die Wahlkommission bestehend aus den
Herren Prof. Igl, Naegele und Erlemeier
übernimmt die Wahl des Präsidiums.
Vorgeschlagen für das Amt des Präsi-
denten wird Herr Prof. Oswald. Herr
Prof. Oswald wird ohne Gegenstimme
bei 17 Enthaltungen zum neuen Präsi-
denten der Gesellschaft gewählt und
nimmt die Wahl an. Vorgeschlagen und
gewählt werden weiterhin Herr Prof.
Schachtschabel (keine Gegenstimme,
14 Enthaltungen), Herr Prof. Meier-
Baumgartner (keine Gegenstimme, 2
Enthaltungen), Herr Dr. Tesch-Römer
(keine Gegenstimme, 1 Enthaltung) und
Herr Prof. Klie (keine Gegenstimme, 1
Enthaltung). Alle nehmen die Wahl an.
Herr Prof. Oswald übernimmt die wei-
tere Leitung der Mitgliederversamm-
lung und dankt den ausscheidenden Prä-
sidiums- und Vorstandsmitgliedern für
die geleistete Arbeit.

TOP 9: DGGG-Jahreskongreß 2000

Herr Prof. Oswald schlägt als nächsten
Kongreßort Nürnberg vor und will die
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Ausrichtung des Kongresses überneh-
men. Die Mitgliederversammlung
stimmt zu. Der nächste Kongreß der
DGGG findet vom 18. 9.– 20. 9. 2000 in
Nürnberg statt.

TOP 10: 4. Europäischer Kongreß in
Berlin 1999

Herr Prof. Schütz berichtet über die Pla-
nungen des vom 7.–11. Juli 1999 in Ber-
lin stattfindenden Kongresses. Ein Ver-
trag wurde mit dem Kongreßservice Ge-
ber & Reusch (Mannheim) geschlossen.

Herr Prof. Schütz geht von ca. 900 000,–
DM Kongreßkosten aus. Förderanträge
wurden bei der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft und beim BMFSFJ ge-
stellt, Zusagen liegen jedoch bedingt
auch durch lange Bearbeitungsdauern
noch nicht vor. Nach Erfahrungen mit
bisherigen europäischen Kongressen
kann mit 1200 Teilnehmern gerechnet
werden und mit Einnahmen von ca.
750 000,– DM. Herr Prof. Schütz geht
davon aus, daß das BMFSFJ einen För-
derbeitrag von DM 300 000,– und die
DFG 60 000,– DM gewähren werden

und hält die Teilnehmerzahl von 1200
für realistisch. Die weiteren Planungen
des Kongresses werden von der nationa-
len und einer lokalen Kommission vor-
genommen.

Herr Prof. Oswald dankt anschlie-
ßend allen Anwesenden für ihre Beteili-
gung und schließt die Mitgliederver-
sammlung.

Prof. Dr. Oswald          Dr. Tews 
Dr. Tesch-Römer

5. 10. 1998
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Braucht die geriatrische Rehabilitation
eine psychosoziale Fundierung?

Der Vortrag zu dieser Frage hat viel-
fältige Diskussionen und Reaktionen
ausgelöst. Dies war Anlaß genug, die
Frage an dieser Stelle noch einmal auf-
zugreifen und – wie im Vortrag gesche-
hen – neu und anders zu formulieren.
Niemand – und erst recht nicht der Ge-
riater – wird bestreiten, daß gerade in
der Versorgung älterer Menschen psy-
chosoziale Aspekte an Relevanz gewin-
nen. Langjährige Forschungstraditionen
(z. B. Bonner Schule; Otto-Blume-Insti-
tut, Köln; DZA; Berlin etc.) und zahl-
reiche Publikationen (zusammenfas-
send Meier-Baumgartner; Nerenheim-
Duscha; Görres 1992) haben dies in ein-
drucksvoller Weise empirisch belegt.

Damit wird die Frage – so wie sie an
den Vortrag gestellt war – obsolet. Viel-
mehr drängt sich dem engagierten Ge-
rontologen, Geriater, Gesundheitspoliti-
ker etc. die paradigmatische Frage auf
nach den Gründen, die eine Umsetzung
der vorliegenden Erkenntnisse bisher

erschwert haben. Der erwähnte Vortrag
hat versucht, in analytischer Weise dar-
auf eine Antwort zu geben:
● eine in vielfacher Hinsicht restriktive

Gesundheitspolitik;
● ein einseitig ökonomisch-rationaler

und funktional-technischer Imperativ
in Strukturen des Gesundheitwesens;

● eine Dominanz des medizinischen
Paradigmas.
Und weiter: Wird die Frage derart

neu gestellt, dann ist sie nicht mehr nur
eine wissenschaftliche Frage im enge-
ren Sinne und eine interessante For-
schungsfrage dazu, sondern sie wird
zwangsläufig zu einer politischen Frage
– professions-, gesundheits- und gesell-
schaftspolitisch.

Daran knüpft eine andere Frage an,
nämlich, inwieweit Wissenschaft – und
hier explizit die DGGG – sich auch als
Träger eines politischen Mandats ver-
steht und vielleicht auch verstehen muß.
Wissenschaft – und hier kommen dann
letztendlich wissenschaftstheoretische
Positionen zum Tragen – kann sich dann

nicht mehr damit begnügen, empirisch-
objektivistisch Realitäten abzubilden,
wenn Versorgungsdefizite offenkundig
sind. Spätestens dann muß Wissenschaft
sich auch als Teil einer politischen
Streitkultur verstehen und dort auch in
verantwortungsvoller Weise ihren Platz
behaupten. Nicht zuletzt werden Inno-
vationen nur dann in die Praxis transfe-
rierbar sein, wenn dazu nicht nur die
empirisch belegten Notwendigkeiten,
wie etwa im Falle einer psychosozialen
Fundierung der geriatrischen Rehabili-
tation, vorliegen, sondern diese auch
um- bzw. durchgesetzt werden.

In Zukunft wird es in der Wissen-
schaft also viel mehr als bisher auch um
die Transferbedingungen gehen, wenn
es um einen mehr oder weniger ver-
nunftgeleiteten gesellschaftlichen und
politischen Fortschritts- bzw. Innova-
tionsprozeß gehen soll. Eine wesentli-
che Voraussetzung wird dabei sein, in-
wieweit Wissenschaft für diesen Trans-
ferprozeß zuständig zeichnet und bereit
ist, hier Verantwortung zu übernehmen.

Kommentar zum Vortrag auf der Jahrestagung der DGGG, Heidelberg
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Wesentliche Voraussetzung dafür ist
aber auch die Entwicklung einer Streit-
kultur nach innen, d. h. zu überlegen
wäre in der DGGG, inwieweit die tradi-
tionellen Veranstaltungs- und Vortrags-
formen – die den notwendigen wissen-
schaftlichen und kollegialen Austausch
zweifellos fördern –, ergänzt oder teil-
weise ersetzt werden sollten durch
multidisziplinäre Diskurse, zielorien-

tierte Workshops zur Entwicklung inno-
vativer Forschungs- und/oder Hand-
lungsstrategien bis hin zu praxis- und
bürgernahen Veranstaltungen i. S. einer
Schnittstellen- und Transfergestaltung.
Dies könnte eine Herausforderung für
den neuen Vorstand der DGGG sein,
denn Innovationen basieren in erster Li-
nie auf Modifikation von Handlungs-
routinen der involvierten Akteure.

Um schon an dieser Stelle die Streit-
kultur und den Diskurs zu beleben, wür-
den wir uns sehr darüber freuen, wenn
Sie uns per Leserbrief Ihre Meinung
oder Stellungnahme mitteilen würden.

Prof. Dr. Stefan Görres
Prof. Dr. Hans-Peter 
Meier-Baumgartner

Für 15 Frauen und Männer aus Ham-
burg und Umgebung hat am 1. Oktober
1998 ein neuer Abschnitt in ihrer beruf-
lichen Entwicklung begonnen: Sie sind
die ersten Schülerinnen und Schüler der
neuen Krankenpflegehilfe-Ausbildung
mit Schwerpunkt „Pflege in der Geria-
trie“ im Albertinen-Haus, Hamburg-
Schnelsen.

Renate Feldtkeller, Leiterin der
Krankenpflegehilfe-Schule, erläutert
die Besonderheiten dieser Ausbildung:
„Anders als die normale Krankenpfle-
gehilfe-Ausbildung befaßt sich unser
Ausbildungsgang hauptsächlich mit der
Pflege und Betreuung alter und/oder
kranker Menschen. Unsere Schülerin-
nen und Schüler sollen lernen, die ihnen
anvertrauten alten Menschen individu-
ell wahrzunehmen, in der Rehabilitation
zu unterstützten und sie zu möglichst
großer Selbständigkeit anzuleiten.“

Die zwölf Schülerinnen und drei
Schüler dieses neuen Ausbildungsgangs
sind zwischen 17 und 48 Jahre alt und
kommen aus sehr unterschiedlichen Be-
rufen. Renate Feldtkeller: „Diese Aus-
bildung richtet sich zum einen an Schul-
abgänger insbesondere von Haupt- und
Realschulen, aber auch an Wiederein-
steiger, die zum Beispiel nach einer Ba-
bypause wieder berufstätig sein wollen
und hierfür einen qualifizierten Ab-
schluß brauchen.“ Die beruflichen Per-
spektiven schätzt Renate Feldtkeller po-
sitiv ein: “Unsere Absolventen können
sowohl in Krankenhäusern – besonders
in geriatrischen Abteilungen –, in Alten-
und Pflegeheimen oder auch in ambu-
lanten Pflegediensten arbeiten. Der ge-
riatrische Schwerpunkt ihrer Ausbil-
dung – z. B. in der Bobath-Therapie –
verbessert ihre Chancen in diesem Be-
reich erheblich.“

Prof. Dr. Meier-Baumgartner, Ärztli-
cher Direktor des Albertinen-Hauses,
erläutert die Hintergründe der Schul-
eröffnung: „Wesentlich für die Etablie-
rung dieser Krankenpflegehilfe-Ausbil-
dung mit geriatrischem Schwerpunkt
war zum einen die Unterstützung der
Robert-Bosch-Stiftung, die 160 000
DM für die wissenschaftliche Beglei-
tung dieses Projekts bereitgestellt hat.
Zum anderen arbeiten wir eng mit dem
Krankenhaus Bethanien zusammen, das
acht Schüler des ersten Ausbildungs-
jahrgangs stellt.“

Der zweite Ausbildungsgang in der
Krankenpflegehilfe-Schule des Alberti-
nen-Hauses startet vermutlich zum 1.
April 1999. Kontaktperson für nähere
Informationen und Anmeldeunterlagen
ist Renate Feldtkeller, Leiterin Kran-
kenpflegehilfe-Schule im Albertinen-
Haus, Telefon (0 40) 55 81-17 71.

Neue Perspektive für 15 angehende Krankenpflegehelfer
Albertinen-Haus eröffnet Krankenpflegehilfe-Schule mit geriatrischem Schwerpunkt 
in Hamburg-Schnelsen

Unter diesem Titel sind die Beiträge, die
im Rahmen der Jahrestagung der Ge-
sellschaft für soziale Gerontologie und
Altenarbeit (Fachbereich IV der
DGGG) vom 9. bis 10. Oktober 1997 in
München präsentiert wurden, im Trans-
fer Verlag, Regensburg, erschienen. Der

Band wird herausgegeben von Roland
Schmidt, Helmut Braun, Klaus Ingo
Giercke, Thomas Klie und Monika
Kohnert und umfaßt 429 Seiten (Preis:
78,– DM, ISBN 3-86016-078-8).

Vor dem Hintergrund des Inkrafttre-
tens der Pflegeversicherung, der Re-

form des Gesundheitswesens und der
Krise kommunaler Alterssozialpolitik,
die in weiten Teilen der Republik zur
Reduktion gesetzlich nicht vorgeschrie-
bener sozialer Leistungen führte, soll-
ten, so der Anspruch, die Auswirkungen
dieser (normativen) Veränderungen un-

Neue Steuerungen in Pflege und Sozialer Altenarbeit
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tersucht und Korrespondenzen oder
Spannungsfelder dieser Entwicklungen
beschrieben werden. Die in der Gesell-
schaft für soziale Gerontologie und Al-
tenarbeit zusammenwirkenden Diszipli-
nen, die sich in mehrschichtigen Per-
spektiven auf den Beratungsgegenstand
- die neuen Steuerungen in Pflege und
Sozialer Altenarbeit – äußert, bieten die
hierfür unabdingbare personelle Voraus-
setzung. Die Beiträge spiegeln diese
Vielfalt an Dimensionen: rechtswissen-
schaftliche Argumentationen, Analysen
aus Soziologie und wissenschaftlicher
Sozialpolitik, geriatrische, pflegewis-
senschaftliche und pädagogische Fun-
dierungen praktischen Handelns, aber
auch betriebswirtschaftlich und poli-
tikwissenschaftlich orientierte Interpre-
tationen von Reformperspektiven bieten
zusammengenommen Kontraste und
zeigen an, wo Verschränkungen mög-
lich und produktiv werden können. Das
Buch bietet eine thematisch fokussierte
Aufsatzsammlung, die zugleich die

Vielfalt sozialgerontologischer Zu-
gänge unterstreicht und deren Ertrag
verdeutlicht.
Der Band gliedert sich in folgende Ka-
pitel:
1. Die Modernisierung der Pflege alter

Menschen: Wirkungen neuer Steue-
rungen auf Einrichtungen und Dien-
ste des Gesundheitswesens und der
Pflege (mit Beiträgen von Gerhard
Igl, Frank Schulz-Nieswandt, Ro-
land Schmidt, Helmut Braun, Sabine
Kühnert, Thomas Klie, Thomas
Dane und Birgit Hoppe);

2. Perspektiven ,guter Pflege‘ – lebens-
weltliche Orientierung bei Wirt-
schaftlichkeit und Effizienz (mit
Beiträgen von Birgit Jansen, Her-
mann Brandenburg, Helmut Braun,
Thomas Klie und Peter Gitsch-
mann);

3. Das sich bildende und tätige Alter
(mit Beiträgen von Cornelia
Schweppe, Christian Carls, Ludger
Veelken, Gerhard Schäuble, Raphael

Gaßmann, Matthias Pfaff, Siglinde
Naumann, Wolf-R. Klehm, Joachim
Braun und Stefan Bischoff);

4. Rahmenbedingungen der Versor-
gung des gesundheitlich abhängigen
Alters (mit Beiträgen von Barbara
Eifert, Heinz Rothgang, Andrea
Bergstermann, Raphael Gaßmann,
Bernhard Rosendahl, Peter Zängl,
Werner Korte, Susanne Mosbach,
Thomas Kauss und Wilfried Schlü-
ter);

5. Interdisziplinäres Assessment. Zur
Mikropolitik der Kooperation (mit
Beiträgen von Sabine Kühnert, Tho-
mas Kauss, Waldemar Schmidt,
Eckart Schnabel, Michael Wissert,
Ulrike Höhmann, Thomas Stamm
und Martin Runge);

6. Potentiale und Gefährdungen inno-
vativer Sozialer Altenarbeit in der
Krise öffentlicher Haushalte (mit
Beiträgen von Detlef Knopf, Ulrich
Otto, Peter Zeman und Gerda
Holz).

Vorbemerkung

Die Pflegeversicherung wird immer
wieder in die sozial- und fachpolitische
Kritik gerückt1. Sie wird verantwortlich
gemacht für Standardabsenkung und die
Gefährdung ganzheitlicher Pflegekon-
zepte, für Stellenabbau und die Gefähr-
dung pflegerischer Infrastruktur. So be-
rechtigt die Kritik an der Implementa-
tion der Pflegeversicherung ist, scheint
uns die häufig aus Sicht der Einrich-
tungsträger vorgetragene kritische Posi-
tion, wenn sie sich auf die Konzeption
der Pflegeversicherung bezieht, nicht

immer ganz redlich. Sie mag taktisch
zwar verständlich sein, in der Sache ist
es aber nicht gerechtfertigt, das Konzept
der Pflegeversicherung generell zu des-
avouieren. Zur gleichen Zeit, wie diese
Kritik öffentlich entfaltet wird, wird im
Kontext der Koalitionsvereinbarungen
über Korrekturerfordernisse des SGB
XI beraten und Korrekturperspektiven
eröffnet. In dieser Diskussion möchten
wir uns zu Wort melden mit einer eige-
nen begründeten Position zu Reformbe-
darf und Entwicklungsperspektiven des
Pflegeversicherungsrechts. Aus unserer
Sicht gilt es, das Anliegen der Pflege-
versicherung gegen die fragwürdige Im-
plementationspraxis zu verteidigen und
Perspektiven aufzuzeichnen, die eine
Novellierung des SGB XI leiten sollten.

I. Konzeptionelle Eckpunkte

Die Pflegeversicherung ist von ihrer
Konzeption her häufig mißverstanden
worden und hat so zu Enttäuschungen
und Empörung geführt. Sie ist, und in-
sofern bricht sie mit Prinzipien des
Sozialversicherungsrechts, als Teilsi-
cherungsbeitrag zu einem Teilbedarf bei
Pflegebedürftigkeit konzipiert worden;
keineswegs war beabsichtigt, den ge-
samten Bedarf bei Pflegebedürftigkeit
sowohl im häuslichen als auch im sta-
tionären Bereich über den neuen Sozial-
versicherungszweig zu finanzieren. Sie
setzt im ambulanten Bereich auf eine
Mixtur von informell erbrachter Hilfe
innerhalb der Familie und des Freundes-
kreises, substantiellen Teilleistungen

SGB XI – Reformbedarf und Entwicklungsperspektiven

Thomas Klie, Roland Schmidt

1 vgl. hierzu Hesse-Schiller, Statement vor
der Bundes-Pressekonferenz am 16. Juli 98,
Frankfurter Rundschau vom 17. 7. 97
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durch die Pflegeversicherung und eige-
nen Zukäufen bzw. sozialhilfefinanzier-
ten Ergänzungsleistungen. Im sta-
tionären Bereich setzt sie auf einen Fi-
nanzierungsmix aus Eigenbeiträgen der
Versicherten, ggf. ersetzt durch ergän-
zende Leistungen der Sozialhilfe und ei-
nem von vornherein in der Höhe be-
grenzten Teilbeitrag zu den Pflegeko-
sten der Pflegeversicherung. Sowohl in
der Hilfeerbringung als auch in der Fi-
nanzierung geht die Pflegeversicherung
von einer Mixtur an Beiträgen und Lei-
stungen aus. In ihrer inhaltlichen Kon-
zeption knüpft sie an fachliche Stan-
dards an und orientiert sich hier im we-
sentlichen an der in Entwicklung be-
findlichen Profession der Pflege. Der
Profession der Pflege kommt im we-
sentlichen eine Steuerungsfunktion für
die Pflegeprozesse sowohl im ambulan-
ten als auch im stationären Bereich zu.
Auch hier lassen sich Mißverständnisse
bei den beruflich Pflegenden erkennen,
die sich durch die Pflegeversicherung
entwertet sehen, da die Durchführung
der Pflegeaufgaben nicht in jedem Fall
Pflegefachkräften vorbehalten bleibt.
Die Finanzierung der Einrichtungen und
Dienste folgt nicht mehr dem Selbstko-
stendeckungsprinzip, sondern orientiert
sich an dem Konzept der leistungsge-
rechten Vergütung, die eine exakte Lei-
stungsbeschreibung sowohl des Lei-
stungsspektrums als auch der Qualität
der geschuldeten Leistungen voraus-
setzt. Hier lassen sich eklatante Voll-
zugsdefizite des Pflegeversicherungs-
rechts ausmachen. Zu dem neuen Kon-
zept der Finanzierung von Einrichtun-
gen und Diensten gehört die neue Be-
deutung von qualitätssichernden Maß-
nahmen als funktionales Äquivalent zur
vorausgesetzten Wirtschaftlichkeit, die
ohne die Qualitätssicherung zu proble-
matischen Preiskonkurrenzen ohne
Berücksichtigung von Qualität führen
könnte. Auf der Ebene der Steuerung
der pflegerischen Infrastruktur folgt die
Pflegeversicherung im wesentlichen
dem Konzept der Wettbewerbsneutra-
lität und Marktöffnung, sieht gleich-
wohl infrastruktursteuernde Instru-

mente wie die der Investitionsförderung
vor, mit denen die Infrastrukturverant-
wortung der Länder eingelöst werden
soll. 

II. Korrekturerfordernisse

Wesentlicher Reformbedarf und zen-
trale Korrekturerfordernisse im beste-
henden SGB XI betreffen folgende Re-
gelungsbereiche:

Pflegebedürftigkeitsbegriff

1. Der Pflegebedürftigkeitsbegriff des
SGB XI ist selektiv. Die Selekti-
vität als solche stellt allgemein
nicht das Problem dar. Sie ist kon-
zeptionsimmanent, da  bei Teillei-
stungen für Teilbedarfe bei Pflege-
bedürftigkeit die Pflegeversiche-
rung gar nicht alle Bedarfe decken
kann und soll. Gleichwohl dürfen
die nach der Zielsetzung des Ge-
setzgebers wesentlichen Gruppen
von Pflegebedürftigen in ihren exi-
stentiellen Hilfebedarfen von Lei-
stungen der Pflegeversicherung
nicht ausgeschlossen bzw. nicht
substantiell diskriminiert werden.
Dies ist jedoch bei Demenzerkrank-
ten der Fall, deren existentieller  ty-
pischer Hilfebedarf im Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff des SGB XI nur
teilweise anerkannt wird. Insofern
bedarf es der Erweiterung des Pfle-
gebedürftigkeitsbegriffs, insbeson-
dere um Hilfen bei der Mobilität. 

Pflegestufen/Pflegeklassen

2. Anders als in der ambulanten Pflege
hat sich die Betreuung von Heimbe-
wohnern in vollstationären Einrich-
tungen auf den gesamten Betreu-
ungsbedarf zu beziehen und diesen
zu reflektieren. Neben den oben be-
schriebenen Implementationsdefizi-
ten bei der Beschreibung der Lei-
stungen fehlt es an einer rechtlich
handhabbaren Nutzung der Dynamik
zwischen Pflegestufen und Pflege-
klassen, die im § 84 Abs. 2 SGB XI

prinzipiell eröffnet wurde, jedoch
operativ nicht umgesetzt werden
kann. Hier bedarf es sowohl einer
verfahrensrechtlichen Klärung als
auch einer materiellen Klarstellung
des Verhältnisses zwischen Pflege-
stufen und Pflegeklassen.

Berufsgruppenkonzept

3. Das Berufsgruppenkonzept des SGB
XI ist stark auf die Gruppe der Pfle-
genden konzentriert und diskrimi-
niert dabei andere Berufsgruppen, so
die Hauswirtschaft, die Soziale Ar-
beit und therapeutische Dienste. In-
wieweit es mit Artikel 12 Grundge-
setz kompatibel ist, ist diskutabel.
Dessen ungeachtet: Die Betreuung
Pflegebedürftiger ist eine interdiszi-
plinäre Aufgabe, und von der Sache
her wohnt dem Konzept der Pflege-
versicherung ein Konzept der Inter-
disziplinarität inne.

Qualitätssicherungskonzept

4. Das Qualitätssicherungskonzept des
Pflegeversicherungsrechts folgt dem
des Krankenversicherungsrechts. Es
ist weder in sich nicht konsistent
noch abgestimmt mit anderen Qua-
litätssicherungsansätzen, etwa ord-
nungsrechtlicher Provenienz. Das
gilt namentlich für das Verhältnis
zwischen SGB XI und Heimgesetz.
Hier bedarf es einer Harmonisierung
und der Formulierung eines abge-
stimmten Gesamtkonzeptes.

Marktöffnung versus Bedarfs-
planung

5. Ebenfalls nicht harmonisiert ist das
Verhältnis zwischen dem Prinzip der
Marktöffnung und der Wettbewerbs-
neutralität auf der einen Seite und
dem der Bedarfsplanung bzw. Ange-
botsplanung, die der Investitionsko-
stenförderung gewissermaßen inne-
wohnt und in Landespflegegesetzen
festgeschrieben wurde, auf der ande-
ren Seite.
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Demokratisierung des Pflegesatzrechts

6. Die Leistungsinhalte, die Einrichtun-
gen und Dienste erbringen, werden
wesentlich determiniert durch Pfle-
gesatzvereinbarungen, auf die die
Versicherten selbst keinen Einfluß
haben oder nehmen können. Insofern
sind Maßnahmen der Demokratisie-
rung des Pflegesatzrechts zu erör-
tern.

Wiederentdeckung der Kommunen

7. Die Stellung der Kommunen, die im
Konzept des Welfare-Mix eine zen-
trale Rolle übernehmen für die Si-
cherung der Kombination von infor-
mell erbrachter, freiwillig organisier-
ter und sozialstaatlich finanzierter
Hilfe und die eine wesentliche Funk-
tion in der Entwicklung von lokalen
Hilfekulturen haben, gilt es zu stär-
ken. Ihre alleinige Nennung in § 8
SGB XI wird der Bedeutung der
Kommunen nicht gerecht. Zu Lasten
der Pflegekassen sollten ihnen viel-
mehr – in einem neuen Verständnis
von Planung – Koordinations-, Mo-
derations- und Beobachtungsfunk-
tionen übertragen werden, die der
Herstellung von Transparenz auf
dem Pflegemarkt dienen.

Pflegeberatung 

8. Das Konzept der Beratung bei Pfle-
gebedürftigkeit im SGB XI ist in sich
inkonsistent und in der Praxis insuf-
fizient, da Synergieeffekte nicht ge-
nutzt, sondern die Beratung bei Pfle-
gebedürftigkeit als Chance der insti-

tutionsspezifischen Profilierung an-
gesehen wird. Demgegenüber ist es
aus der Sicht der Pflegebedürftigen
und der Entwicklung regionaler Pfle-
gekulturen von eminenter Bedeu-
tung, ein integriertes Pflegebera-
tungskonzept zu konzeptualisieren
und implementieren, das in seinem
Zentrum gemeinsam finanziertes
und verantwortetes Case Manage-
ment plaziert. Auch und gerade das
Konzept der Pflegekontrollbesuche
gem. § 37 Abs. 3 SGB XI tariert das
Verhältnis zwischen öffentlich und
privat nicht angemessen, sondern zu
Lasten der Bürgerrechte von Pflege-
bedürftigen und ihren pflegenden
Angehörigen aus. Dies bedarf drin-
gend der Korrektur.

Sozialhilfe versus SGB XI

9. Insbesondere im Bereich der vollsta-
tionären Versorgung Pflegebedürfti-
ger treffen zwei sehr unterschiedli-
che soziale Sicherungssysteme mit
ihren jeweiligen eigenen Logiken
aufeinander: das SGB XI und das
BSHG. Im Sinne der Zielsetzung des
SGB XI ist die komplementäre An-
lage des BSHG in ihrer Funktion
nicht begrenzt genug: Es läßt sich ein
faktisches Standarddiktat der Sozial-
hilfeträger ablesen, analysiert  man
die Ergebnisse von Pflegesatzver-
handlungen, die keinesfalls die Vor-
gaben des SGB XI einlösen. Ange-
sichts der betriebsinternen Umstel-
lungserfordernisse führt das SGB XI
im Zusammenhang mit den
Deckelungen des BSHG faktisch zu
Standardabsenkungen und Stellen-

abbau im Bereich der stationären
Pflege. Es bedarf dringend einer Ver-
stärkung der Implementations-
bemühungen des Konzepts der lei-
stungsgerechten Vergütung im SGB
XI. Voraussetzung hierfür ist auch
die Aufhebung bzw. ein Verzicht auf
eine Prolongierung der Deckelung
der Pflegesätze im BSHG.

III. Entwicklungsperspektiven

Mit Blick auf die Entwicklungen im
Ausland sollten insbesondere im ambu-
lanten Bereich sozialpolitische und so-
zialrechtliche Gestaltungsoptionen ge-
prüft werden, die eine zielgenauere Ge-
währung von Leistungen der Pflegever-
sicherung für Pflegebedürftige und pfle-
gende Angehörige oder andere soziale
Netzwerke ermöglichen. Die zu starke
sozialrechtliche Verrechtlichung von
Pflegeleistungen, insbesondere auf der
Seite der Leistungserbringung (Stich-
wort: Module), geht an den sowohl wis-
senschaftlich erhobenen als auch von
Pflegebedürftigen wie pflegenden An-
gehörigen immer wieder genannten sub-
jektiven Entlastungserwartungen an die
Pflegeversicherung vorbei. Als zentrale
Perspektive einer Weiterentwicklung
des Pflegeversicherungsrechts bietet
sich ein durch Care- und Case Manage-
ment gestütztes Budgetsystem an, wie
dies etwa in Holland realisiert wurde,
das fachlich supervidiert den Pflegebe-
dürftigen und pflegenden Angehörigen
weitergehende Gestaltungsoptionen für
einen individuelleren Pflegemix eröff-
net, als dies das Pflegeversicherungs-
recht derzeit ermöglicht. 
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Kongreßankündigungen

Januar

7. Gesundheitswissenschaftliches Kollo-
quium der Fakultät für Gesundheitswissen-
schaften der Universität Bielefeld

29.–30. 1., Bielefeld, Hotel Mercure.
Themen: Ambulant vor stationär. Perspektiven
für eine integrierte ambulante Pflege Schwerst-
kranker.
Information: Institut für Pflegewissenschaften
an der Universität Bielefeld, Universitätsstr.
25, 33615 Bielefeld, Tel. (05 21) 1 06-38 96,
Fax (05 21) 1 06-64 37, E-mail: IPW@Post.
Uni-Bielefeld.de

Februar

Sozialrechtsforum

19. 2., Baden.-Baden.
Thema: Die Pflegeversicherung und die
Heime. Oder: Vom dilatorischen Umgang mit
den gesetzlichen Vorgaben des SGB XI.
Kooperationsveranstaltung des Nomos-Verla-
ges mit dem FB IV der DGGG.
Auskunft: Prof. Dr. Thomas Klie, Evangelische
Fachhochschule Freiburg, Bugginer Str. 38,
79114 Freiburg, Tel. (07 61) 4 78 12 32, Fax
(07 61) 4 78 12 30, e-mail: klie@ruf.uni-frei-
burg.de

Osteologie-Kongreß 1999 der Dt. Ges. f.
Osteologie, Sektion CRHUKS der Dt. Ges.
f. Endokrinologie, Orthop. Ges. f. Osteolo-
gie, Österr. Ges. z. Erforsch. d. Knochen- u.
Mineralstoffwechsels

24.–27. 2., Göttingen.
Themen: Knochen und Implantate; Knochen-
schmerz im Kindes- und Erwachsenenalter;
Kraniofaziale Osteologie; Elektrostimulation
des Knochens, Osteoporose
Auskunft: Dr. Ingeborg Lang, Orthopäd.
Univ.klinik, Robert-Koch-Str. 40, 37075 Göt-
tingen, Tel. (05 51) 39-60 30, Fax (05 51) 39-
55 62.

28. Jahrestagung der Dt. Ges. f. Thorax-,
Herz- und Gefäßchirurgie 

24.–27. 2., Dresden, Hotel Hilton.
Themen: Stellenwert klinisch orientierter For-
schung: Gentechnologische/molekularbiologi-
sche Untersuchungen, Endothelforschung,
Thorakale Transplantationen, Neue Operati-
onsverfahren, Medizinisch-ökonomische Fra-
gen; Aortenchirurgie; Thoraxtrauma: Vorge-
hen bei Aortenruptur, minimal invasive Verfah-
ren.

Auskunft: Prof. Dr. B. Reichart, Herzchirurgie
Klinikum Großhadern, 81366 München, Tel.
(0 89) 70 95-29 50, Fax (0 89) 70 95-88 98 bzw.
Interplan Kongreß- und Besucherdienst, So-
phienstr. 1, 80333 München, Tel. (0 89)
5 48 23 40, Fax (0 89) 54 82 34 44.

4. Ulmer Tagung für Alter(n)sfragen (UTA)

26./27. 2., Ulm.
Veranstaltungssekretariat: Prof. Dr. Th. Niko-
laus, Sekretariat K. Schwieger, Bethesda Ge-
riatrische Klinik, Zollernring 26, 89073 Ulm,
Tel. (07 31) 1 87-1 87, Fax (07 31) 1 87-3 87

März

XXIX. Kongreß der Dt. Ges. f. Endoskopie
u. bildgebende Verfahren

3.–6. 3., München, Hotel Sheraton.
Themen: Klinische Themen zu allen Fachrich-
tungen; Kosten-Nutzen-Analysen bildgeben-
der Verfahren; Gastroenterologisch-morpholo-
gisches Symposium; Neue Techniken – Zu-
kunftsstrategien.
Auskunft: Dr. M. Frauendorf/Dr. R. Lederer,
Medizin. Klinik II, Jakob-Henle-Str. 1, 90766
Fürth, Tel. (09 11) 75 80-1 50, Fax (09 11)
75 80-8 88 bzw. Congress Organisation C.
Schäfer, Karl-Theodor-Str. 64, 80803 Mün-
chen, Tel. (0 89) 3 07 10 11, Fax (0 89)
3 07 10 21, e-mail: info@cocs.de

49. Arbeitstagung des Dt. Kollegiums für
Psychosomatische Medizin

4.–6. 3., Aachen.
Auskunft: Prof. Dr. Ernst Petzold, Klinik für
Psychosomatische Medizin und Psychothera-
pie, Pauwelsstr. 30, 52057 Aachen

4. Jahrestagung der Dt. Ges. f. Geronto-
psychiatrie und Gerontopsychotherapie

4.–6. 3., Düsseldorf, CCD.
Themen: Angst, Sucht, Anpassungsstörungen
im Alter.
Auskunft: Frau Dr. Chr. Kretschmar, Geron-
topsychiatrie H.-H.-Univ./Rhein. Kliniken,
Bergische Landstr. 2, 40629 Düsseldorf, Tel.
(02 11) 9 22-42 00, Fax (02 11) 9 22-42 13,
e-mail: KN42000@mail.LVR.de bzw. CCH-
Congress Organisation, Postfach 30 24 80,
20308 Hamburg, Tel. (0 40) 35 69-22 44, Fax
(0 40) 35 69-22 69.

5. Janssen-Cilag-Zukunftskongreß

9.–10. 3. 1999, Leipzig.
Thema: „Der Patient im Mittelpunkt“
Auskunft: Janssen-Cilag GmbH, Heidemarie
Marona-Michel, Raiffeisenstraße 8, 41470
Neuss, Tel. (0 21 37) 9 55-0, Fax (0 21 37) 9 55-
5 99.

11. Leipziger Geriatrie-Workshop

20. 3. 1999, Leipzig.

Thema: „Angstzustände im Alter“
Ort: Großer Hörsaal d. Zentrums für Innere
Medizin der Universität Leipzig, Johannisallee
32, 04103 Leipzig.
Anmeldung und Auskunft: Prof. Dr. med. W.
Reuter, Universität Leipzig, Medizinische Kli-
nik und Poliklinik IV, FB Gerontologie/Lipid-
stoffwechsel, Phil.-Rosenthal-Straße 27, 04103
Leipzig, Tel. (03 41) 9 71 32 60 oder 9 71 32 61,
Fax (03 41) 9 71 32 69

18. Österreichischer Geriatriekongreß mit
internationaler Beteiligung

21.–24. 3. 1999, Bad Hofgastein.
Kongreßsekretariat: Frau Renate Uher, Kran-
kenanstalt Rudolfstiftung, 4. Med. Abteilung,
1030 Wien, Juchgasse 25, Tel.: 00 43/1/7 11 65-
34 02, Fax: 00 43/1/7 11 65-34 03.

April

65. Jahrestagung 1999 der Dt. Ges. f. Kar-
diologie – Herz- und Kreislaufforschung
(DGK)

8.–10. 4., Mannheim, Congress Centrum.
Auskunft: DGK-Geschäftsstelle, Inst. f. Expe-
rimentelle Chirurgie, HHU, Postfach 10 10 07,
40001 Düsseldorf, Tel. (02 11) 81-1 52 55, Fax
(02 11) 81-1 35 50, e-mail: dgk@uni-duessel-
dorf.de, WWW: http://www.uni-duessel-
dorf.de/WWW/DGK/

Vorsymposium Geriatrie des Berufsverban-
des Deutscher Internisten (BDI) in Zusam-
menarbeit mit der Deutschen Gesellschaft
für Innere Medizin (DGIM) bei der 105.
Tagung der Deutschen Gesellschaft für
Innere Medizin 1999

10. 4. 1999, Wiesbaden.
Tagungspräsident: Prof. Dr. med. Lucke, Ge-
riatrisches Zentrum Hagenhof. Tagungsstätte:
Rhein-Main-Hallen. Anmeldung und Organi-
sation: M. Gogol, Geriatrisches Zentrum Ha-
genhof, Rohdehof 3, 30853 Langenhagen, Tel.
(05 11) 73 00-3 03, Fax -3 06.

Mai

Forum Rehabilitation der Dt. Ges. f.
Psychiatrie, Psychotherapie und Nerven-
heilkunde (DGPN), Referat Psychosoziale
Rehabilitation

6.–8. 5., Hamburg, Kongreßzentrum.
Themen: Persönlichkeitsstörungen; Abhängig-
keitserkrankungen; Gemeindenahe Psychia-
trie; Schizophrene Erkrankungen; Affektive
Störungen: Geronto-Psychiatrie.
Auskunft: Prof. Dr. F.-Michael Stark, Psychia-
trische und Nervenklinik d. UKE, Martinistr.
52, 20246 Hamburg, Tel. (0 40) 47 17-52 90,
Fax (0 40) 47 17-53 10



463Mitteilungen der Deutschen Gesellschaft für Gerontologie und Geriatrie

Juni

Egrepa VIIth International Congress –
Activité Physique, Vieillissement et Santé

14–18. 6., Nancy.
Sekretariat: Anne Vuillemin, Faculté du Sport
(Université Henri Poincaré – Nancy 1), 30 rue
du Jardin Botanique, F-54600 Villers-les-
Nancy, France, Tel. +3 33 83 90 56 00, e-mail:
Anne.Vuillemin@staps.u-nancy.fr., Internet:
http://www.mygale.org/02/apage.

Juli

IV. Europ. Congress of Gerontology der Dt.
Ges. f. Gerontologie und Geriatrie

7.–11. 7., Berlin, ICC.
Themen: „Aging in Europe – European
Aging“.
Auskunft: Prof. Dr. Rudolf-M. Schütz, MUL,
Ratzeburger Allee 160, 23538 Lübeck, Tel.
(04 51) 5 00-24 00, Fax (04 51) 5 00-65 18 bzw.
Congress Organization Geber & Reusch, Ha-
bichtsweg 11, 60437 Frankfurt/M., Tel. (0 69)
50 52 29, Fax (0 69) 50 39 78

August

XI. World Congress of Psychiatry

6.–11. 8., Hamburg.
Themen: Psychiatry on New Tresholds.
Auskunft: Congress & Exhibition Office CPO
Hanser Service, Zum Ehrenhain 34, 22885
Hamburg-Barsbüttel, Tel. (0 40) 6 70 88 20, Fax
(0 40) 6 70 32 83.

5th 1999 World Congress on physical 
activity, aging, and sports

10.–14. 8. 1999, Orlando, Florida.

Congress Office: Linda Bump, PhD, Director,
Journal Div., Human Kinetics, PO Box 5076,
Champaign, II 6 18 25-50 76, Tel.: 2 17-3 51-
50 76, ext. 35 10, Fax: 217-351-2674, e-mail:
hk_conferences@hkusa.com.

Nineth Congress of the International 
Psychogeriatric Association. „Challenges
for the New Millennium: Professional, 
Cultural and Regional Diversity

15.–20. 8. 1999, Vancouver, British Columbia,
Canada.
Congress Secretariat: c/o Venue West Confe-
rence Services Ltd. # 645–375 Water Street,
Vancouver, BC V6B 5C6 Can., Tel.: 1-604-
681-5226, Fax: 1-604-681-2503, e-mail: con-
gress@venuewest.com.

September

Tagung der Gesellschaft für soziale Geron-
tologie und Altenarbeit (FB IV der DGGG)

29.–30. 9., Köln.
Das Tagungsprogramm wird ca. April 1999
vorliegen.
Auskunft: Dr. Klaus-Ingo Giercke, Arbeiter-
wohlfahrt Bezirk Mittelrhein e. V., Venloer
Wall 15, 50672 Köln, Tel. (02 21) 5 79 98-48,
Fax (02 21) 5 79 98-46

Oktober

Bundeskonferenz zur Qualitätssicherung
bei Pflegebedürftigkeit

1. 10., Köln.
Thema: Kooperative Qualitätssicherung.
Auskunft: Prof. Dr. Gerhard Igl, Christian-Al-
brechts-Universität zu Kiel, Lehrstuhl für Öf-
fentliches Recht und Sozialrecht, 24098 Kiel,
Tel. (04 31) 8 80-35 33, Fax (04 31) 8 80-43 29

8. Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft
für Geriatrie (DGG)

6.–8. 10. 1999, Hannover.
Themen: Endokrinologie im Alter; Kardiologie
im Alter; Angiologie im Alter; Ambulante Ge-
riatrie; Unfallchirurgie im Alter; Gelenkerkran-
kungen; Leitlinien, Standards, Qualitätssiche-
rungen; Geriatrische Schlaganfallbehandlung;
Sport u. körperliche Aktivität im Alter; Neuro-
logie im Alter; Lunge im Alter; Geronto-
psychiatrie; Intensivmedizin und Reanimation
im Alter.
Tagungspräsident: Prof. Dr. med. Lucke, Ge-
riatrisches Zentrum Hagenhof.
Tagungsstätte: Medizinische Hochschule Han-
nover, Anmeldung und Organisation: M. Go-
gol, Geriatrisches Zentrum Hagenhof, Rohde-
hof 3, 30853 Langenhagen, Tel. (05 11) 73 00-
3 03, Fax -3 06

7. Jahreskongreß der Dt. Ges. f. Psychothe-
rapeutische Medizin (DGPM)

8.–9. 10., Freiburg i. Br.
Auskunft: Geschäftsstelle der DGPM, Ham-
burg, Tel. (0 40) 3112 04, Fax (0 40) 3 19 43 00

November

European Congress on Hearing Instrument
and Implants – ECH

17.–20. 11., Frankfurt/Main
Themen: Outcome, State of the Arts; Signal-
Processing; Technical Realization Design Op-
tions and Future Developments u. a.
Auskunft: COC Kongreßorganisation, Berliner
Str. 175, 63067 Offenbach, Tel. (0 69) 81 30 28,
Fax (0 69) 81 30 29


